
Es konnte festgestellt werden, daß in fast allen Krei­
sen der DDR Ehe- und Familienberatungsstellen be­
stehen. die von der Bevölkerung in zunehmendem 
Maße in Anspruch genommen werden. Gute Erfahrun­
gen haben vor allem diejenigen Beratungsstellen ge­
sammelt, die eng mit dem DFD, dem FDGB und der 
FDJ Zusammenarbeiten. Auch das Zusammenwirken 
oder sogar Verschmelzen mit Ehe- und Sexualbera­
tungsstellen der Organe des Gesundheitswesens hat zu 
einer höheren Effektivität der Arbeit geführt.
Zur weiteren Qualifikation der in den Ehe- und Fami­
lienberatungsstellen tätigen Mitarbeiter der Gerichte 
wurden zahlreiche Vorschläge unterbreitet. Als eine 
wesentliche Hilfe wurde die Teilnahme an den 4. Ro­
stocker Fortbildungstagen der Gesellschaft für Gesund­
heitsschutz bezeichnet, in denen Probleme der Ehe- 
und Sexualberatung erörtert wurden.

•

Der Konsultativrat für Familienrecht beim 1. Zivil­
senat des Obersten Gerichts behandelte in seiner Sit­
zung am 12. November 1968 Aufgaben auf dem Gebiet 
des Familienrechts in perspektivischer und prognosti­
scher Sicht. Dabei ging es vor allem um eine enge 
Gemeinschaftsarbeit mit anderen Wissenschaftszwei­

gen. Künftige Schwerpunkte werden u. a. die Erfor­
schung der Ursachen der Ehekonflikte als Vorausset­
zung für die Entwicklung eines Systems zur Stabilisie­
rung der Familie sowie Probleme des Erziehungsrechts 
der Eltern sein.

•

Der Konsultativrat beim 5. Strafsenat des Obersten 
Gerichts befaßte sich in seiner Beratung am 12. De­
zember 1968, an der Mitarbeiter des Ministeriums für 
Gesundheitswesen, des Ministeriums für Volksbildung 
sowie Wissenschaftler und Praktiker teilnahmen, iriit 
Problemen der Verhütung von Straftaten gegen Kin­
der. Auf der Grundlage einer Analyse von Strafver­
fahren auf diesem Deliktsgebiet wurde erörtert, welche 
weiteren Möglichkeiten zur Verhütung von Straftaten 
gegen Kinder bestehen und wie innerhalb eines ge­
schlossenen Vorbeugungssystems jeder staatlich# und 
gesellschaftliche Teilbereich seiner Verantwortung am 
wirksamsten gerecht werden kann, damit strafbaren 
Handlungen verantwortungsloser Eltern durch ein 
lückenloses, organisiertes Zusammenwirken frühzeitig 
entgegengewirkt wird.
Die Ergebnisse der Arbeitstagung sind den zuständigen 
Ministerien zur Einleitung notwendiger Maßnahmen 
übermittelt worden.

Rechtsprechung

Strafrecht
§§ 113 Abs. 1 Ziff. 3, 16 Abs. 1 und 2 StGB.

1. Besondere Tatumstände, die die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit für Totschlag mindern, können sich aus 
der objektiven oder der subjektiven Seite der Tat 
ergeben, sofern sie die den Tötungsverbrechen im all­
gemeinen innewohnende große Gefährlichkeit im be­
sonderen verringern und damit den Grad der straf­
rechtlichen Schuld des Täters mindern.
2. § 113 StGB (Totschlag) läßt im Gegensatz zur bis­
herigen Regelung der sog. mildernden Umstände nach 
§ 213 StGB (alt) eine weitergehende Differenzierung 
bei der Strafzumessung zu und droht eine Höchststrafe 
an, die über die des § 213 StG® (alt) hinausgeht. Dem­
zufolge können die bisherigen Grundsätze zur Anwen­
dung mildernder Umstände nicht schematisch auf § 113 
Abs. 1 Ziff. 3 StGB übertragen werden.
3. Umstände des subjektiven Bereichs, die tatbezogen 
eine verminderte Zurechnungsfähigkeit nach § 16 
Abs. 1 StGB begründen, können nicht zugleich als be­
sondere Tatumstände gelten, die die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit nach § 113 Abs. 1 Ziff. 3 StGB min­
dern.

OG, Urt. vom 28. August 1968 - 5 Ust 46/68.

Die Ehe des 27jährigen Angeklagten verlief sehr un­
harmonisch. Im Jahre 1965 wollte er sich deswegen 
scheiden lassen. Seine starke Bindung an den vierjäh­
rigen Sohn ließ ihn aber davon wieder Abstand neh­
men. Die Enttäuschungen in der Ehe belasteten ihn 
sehr; jedoch setzte er sich mit seiner impulsiv veran­
lagten Ehefrau nicht auseinander, um eine Besserung 
der ehelichen Situation herbeizuführen.
Am 19. Januar 1968 kam es in den frühen Morgen­
stunden zwischen dem Angeklagten und seiner Frau 
zu einem Streit, weil er ohne ihr Wissen einen Tag 
Urlaub genommen hatte. Sie machte ihm deswegen 
Vorwürfe, obwohl er an diesem Tag mit dem Sohn 
zum Impfen gehen wollte, damit seine Ehefrau den ar­
beitsfreien Sonnabend für die Familie hatte. Als seine 
Ehefrau zur Arbeit ging, ließ sie einen Briefumschlag 
mit Geld zurück. Darauf hatte sie geschrieben, von 
dem Geld solle der Angeklagte für sich und den Sohn 
etwas zu essen kaufen, sie komme nicht wieder.

Als der Angeklagte den Briefumschlag mit dem Geld 
vorfand, geriet er in einen starken Erregungszustand. 
Er nahm an, daß seine Ehe nun endgültig zerstört 
sei. In diesem Moment entschloß er sich, mit dem 
Sohn aus dem Leben zu scheiden. Er rief ihn zu sich, 
legte beide Hände um seinen Hals und erwürgte ihn. 
Dann trug er das tote Kind in das Bett und deckte 
es zu. Anschließend verbrannte er sämtliche Fotos, auf 
denen er und der Junge abgebildet waren, weil keine 
Erinnerung an ihn und den Jungen Zurückbleiben 
sollte. Er versuchte nunmehr, sich durch Erhängen und 
durch öffnen der Pulsadern das Leben zu nehmen; 
daß mißlang aber. Daraufhin stellte er sich der Volks­
polizei.
Das Bezirksgericht hat den Angeklagten wegen Tot­
schlags (§§ 113 Abs. 1 Ziff. 3, 16 Abs. 1 StGB) zu einer 
Freiheitsstrafe von acht Jahren verurteilt.
Gegen diese Entscheidung hat der Staatsanwalt Pro­
test eingelegt. Es wird vor allem gerügt, das Bezirks­
gericht habe zu Unrecht Tatumstände angenommen, 
die die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Ange­
klagten im Sinne des § 113 Abs. 1 Ziff. 3 StGB mindern. 
Der Protest hatte keinen Erfolg.
Aus den G r ü n d e n ;
Die mit dem Protest aufgeworfene Frage erfordert die 
gerichtliche Prüfung, ob das Bezirksgericht außer der 
Feststellung erheblich verminderter Zurechnungsfähig­
keit zutreffend das Vorliegen solcher Tatumstände an­
genommen hat, die die strafrechtliche Verantwortlich­
keit des Angeklagten mindern.
Es ist dabei davon auszugehen, daß sich die in § 113 
Abs. 1 Ziff. 3 StGB genannten besonderen Tatumstände 
aus der objektiven oder subjektiven Seite der Tat 
ergeben können, falls ihnen eine solche Bedeutung bei­
gemessen werden kann, daß gerade diese Umstände 
die den Tötungsverbrechen im allgemeinen innewoh­
nende große Gefährlichkeit im besonderen verringern 
und damit den Grad der strafrechtlichen Schuld min­
dern. Die Strafandrohung des § 113 StGB läßt im Ge­
gensatz zur bisherigen Regelung der sog. mildernden 
Umstände nadi § 213 StGB (alt) eine weitergehende 
Differenzierung bei der Strafzumessung entsprechend 
dem unterschiedlichen Verantwortungsgrad zu und 
enthält eine Höchststrafe, die weit über das alte Maß 
des § 213 StGB (alt) hinausgeht. Demzufolge können
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